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Gesetzentwurf
der Landesregierung

Gesetz über die Feststellung 
eines Dritten Nachtrags zum Staatshaus-

haltsplan von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2021

§ 1

(1) Der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Würt-
temberg für das Haushaltsjahr 2021 (Anlage zum Gesetz 
über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-
Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 – Staats-
haushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21 – vom 18. De-
zember 2019, GBl. S. 596) in der Fassung des Gesetzes 
über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Staats-
haushaltsplan von Baden-Württemberg für die Haushalts-
jahre 2020/21 vom 14. Oktober 2020 (GBl. S. 868) wird 
nach Maßgabe der diesem Gesetz als Anlage beigefügten 
Übersichten zu den Einnahmen und Ausgaben geändert.
(2) Unter Berücksichtigung der Änderungen nach Absatz 1 
wird der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Würt-
temberg für das Haushaltsjahr 2021 in Einnahme und 
Ausgabe auf 54 658 186 100 Euro festgestellt.

§ 2

In der Vorbemerkung zu Kapitel 1201 werden die  
Wörter „8. bis 10. September 2020“ durch die Wörter 
„10. bis 12. Mai 2021“ ersetzt. 

§ 3

(1) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Planstellen für Beamtinnen und Beamte wie folgt ge-
schaffen: 

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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(2) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Vermerke bei Planstellen für Beamtinnen und Beamte 
wie folgt geändert oder eingefügt: 
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(3) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie 
folgt geschaffen:

(4) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Vermerke bei Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern wie folgt geändert:

§ 4

In § 4 Absatz 1 Satz 1 StHG 2020/21 wird die Angabe 
„2 495 965 400 Euro“ durch die Angabe „3 693 206 200 
Euro“ ersetzt.

§ 5

(1) In § 5 Absatz 3 Satz 1 StHG 2020/21 wird die Angabe 
„3 000 000 000 Euro“ durch die Angabe „3 527 000 000 
Euro“ ersetzt.
(2) In § 5 Absatz 7 Satz 1 StHG 2020/21 wird das Wort 
„Wirtschaftsministerium“ durch die Wörter „Ministeri-
um für Landesentwicklung und Wohnen“ ersetzt.

§ 6

(1) In § 6 Absatz 1 Satz 2 StHG 2020/21 werden nach 
den Wörtern „Kapitel 0607 Titelgruppen 73, 74 und 
75,“ die Wörter „Kapitel 0707 Titel 534 01,“ und nach 
den Wörtern „Kapitel 1303 Titelgruppe 78“ die Wör-
ter „ , Kapitel 1803 Titel 547 75 und Kapitel 1806 
Titel 534 75“ eingefügt.
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(2) In § 6 Absatz 1 Satz 1 Ziffern 4 und 5 StHG 2020/21 
wird jeweils die Angabe „und 16“ durch die Angabe  
„ ,16 und 18“ ersetzt.
(3) In § 6 Absatz 2 StHG 2020/21 wird nach Satz 3 fol-
gender Satz eingefügt: 
„Für die Ausgabereste aus dem Haushaltsjahr 2021 gilt 
dies mit der Maßgabe, dass diese bis zu einem Betrag 
von 40 Prozent der Haushaltsansätze der Ausgabentitel 
nicht in Abgang gestellt werden.“
(4) § 6 StHG wird folgender Absatz 10 angefügt:
„Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Umsetzung 
der Maßnahmen des Aktionsprogramms ‚Aufholen nach 
Corona für Kinder und Jugendliche für die Jahre 2021 
und 2022‘ eine Vereinbarung zwischen Bund und Län-
dern zu schließen.“

§ 7

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in 
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Der Nachtragshaushalt ist stark geprägt von den Auswirkungen der weiter anhal-
tenden Coronavirus-Pandemie. Diese stellt nach wie vor eine der größten Heraus-
forderungen für die Bevölkerung, die Wirtschaft und den Staat in der Geschichte 
des Landes Baden-Württemberg dar. 
Durch eine Vielzahl bereits realisierter Maßnahmen zur Bekämpfung der Pande-
mie konnten die Infektionszahlen begrenzt und der Gesundheitsschutz der Gesell-
schaft gewährleistet werden. Zum Schutz der Bevölkerung und zur Abfederung 
der Auswirkungen der Pandemie in nahezu allen Bereichen des wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und öffentlichen Lebens müssen jedoch zwingend weiterhin 
staatliche Maßnahmen ergriffen werden. Daher ist es erforderlich, zusätzliche 
haushalterische Vorkehrungen zu treffen, damit sowohl akut notwendige als auch 
in der Folge entstehende Bedarfe weiterhin gedeckt werden können. Nicht zuletzt 
ist das Infektionsgeschehen aufgrund von Virus-Mutationen kaum vorhersehbar. 
So steigt derzeit der Anteil an Infektionen aufgrund der Delta-Variante stark an. 
Die Notwendigkeit weiterer Maßnahmen ist daher wahrscheinlich. Gleichzeitig 
sind die Folgen der bisherigen Einschränkungen noch nicht überwunden. Die 
mehrmonatigen Lockdown-Maßnahmen ab November 2020 haben die Wirtschaft 
stark getroffen. Überdies sind gesellschaftliche Auswirkungen in nahezu allen Le-
bensbereichen zu verzeichnen. Um diese Entwicklungen effektiv abzufedern, ist 
die schnelle und vollumfängliche Handlungsfähigkeit des Staates auch weiterhin 
sicherzustellen. Dies umfasst sowohl Maßnahmen des Landes selbst, als auch Ko-
finanzierungserfordernisse des Landes im Rahmen von Bundesprogrammen.
Vor diesem Hintergrund werden mit dem Dritten Nachtragshaushalt die bereits 
bestehenden haushalterischen Rahmenbedingungen erweitert:
Bei der bestehenden Rücklage für Haushaltsrisiken wurden bereits durch die bis-
herigen Nachtragshaushalte 2020/21 die Zuführungen erhöht und entsprechende 
Entnahmemöglichkeiten geschaffen, um notwendige Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Coronavirus-Pandemie und deren Folgen finanzieren zu können. Die 
verfügbaren, nicht konkret gebundenen Rücklagemittel wurden dadurch deutlich 
dezimiert. Im Rahmen des Dritten Nachtragshaushalts ist es deshalb notwendig, 
die Vorsorge in der Rücklage erneut zu erhöhen, um den nach wie vor beste-
henden vielfältigen Risiken adäquat begegnen und bereits ergriffene Maßnahmen 
fortführen zu können.
Zu den ergriffenen Maßnahmen gehört beispielsweise die Test- und Impfstrategie. 
Diese muss erneut angepasst werden, um entsprechend des Infektionsgeschehens 
die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen und die Möglichkeit einer hohen 
Impfquote und gegebenenfalls auch zusätzlich erforderliche dritte Auffrischungs-
impfungen gewährleisten zu können. Daneben ist auch die Fortsetzung geeigneter 
Stützungsmaßnahmen für die Wirtschaft erforderlich. Die Kommunen des Landes 
sind durch die Auswirkungen und Folgen der Coronavirus-Pandemie weiterhin 
betroffen. Für Mindereinnahmen und Mehrausgaben der Kommunen wurden im 
Jahr 2020 im Rahmen des Kommunalen Stabilitäts- und Zukunftspakts umfang-
reiche Unterstützungsleistungen des Landes gewährt. Für die im Jahr 2021 im 
Rahmen der Gemeinsamen Finanzkommission zu verhandelnden Unterstützungs-
leistungen muss durch die Erhöhung der Rücklage für Haushaltsrisiken ebenfalls 
Vorsorge getroffen werden.
Weiterhin wird insbesondere für die Mitfinanzierung von durch den Bund teil-
finanzierten und im Rahmen von wettbewerblichen Verfahren ausgeschriebenen 
Projekten im Zusammenhang mit der Erforschung, Entwicklung und Produktion 
alternativer Antriebe Vorsorge getroffen.
Insgesamt erfolgt daher eine Erhöhung der Zuführung an die Rücklage für Haus-
haltsrisiken in Höhe von 1.640 Mio. Euro.
Darüber hinaus werden mit dem Dritten Nachtragshaushalt weitere konkrete 
Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen der Coronavirus-Pandemie in den Fach-
einzelplänen etatisiert. Dazu zählen beispielsweise Unterstützungsleistungen im 
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Schul- und Hochschulbereich sowie Maßnahmen zur Stärkung der Innenstädte 
und der Kulturbranche. Durch die Schließung von Betreuungseinrichtungen und 
Schulen sind Lerndefizite sowie Defizite bei der sozialen Kompetenzentwicklung 
entstanden, die auch durch den angebotenen Fernunterricht und Onlineangebote 
nicht verhindert werden konnten. Lernbrücken sowie außerschulische Jugendar-
beit und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe sollen dazu beitragen, diese Defi-
zite abzubauen. Bei den Hochschulen sollen digitale Elemente in der Lehre ausge-
baut werden, sodass weitere Flexibilität für hybride Lehrveranstaltungen geschaf-
fen wird. Weiterhin ist eine Unterstützung der Innenstädte und des Einzelhandels 
vorgesehen, die von den notwendigen Beschränkungen äußerst stark betroffen 
waren und weiterhin sind. Darüber hinaus soll auch die Kunst- und Kulturbran-
che, die aufgrund von Veranstaltungsausfällen und begrenzten Teilnehmerzahlen 
hohe Verluste zu verzeichnen hatten und haben, unterstützt werden.
Daneben wird die Regierungsneubildung – soweit nicht im Haushaltsvollzug 
möglich – im Dritten Nachtrag haushalterisch abgebildet. Hierunter fallen insbe-
sondere die Personalausstattung und sonstige Bedarfe des Ministeriums für Lan-
desentwicklung und Wohnen, welches im neu geschaffenen Einzelplan 18 geführt 
wird. Darüber hinaus sind aufgrund der Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche 
zusätzliche Bedarfe entstanden. Ergänzend werden sonstige zwingend erforder-
liche unaufschiebbare Maßnahmen mit dem Dritten Nachtrag etatisiert.
Die aufgrund der Regierungsneubildung entstandenen Mehrbedarfe werden durch 
Einsparungen infolge der Erhöhung der Globalen Minderausgabe finanziert, so-
dass dem Landeshaushalt im Saldo keine zusätzlichen Belastungen entstehen. Die 
sonstigen Mehrbedarfe werden vor allem aus den zu erwartenden Steuermehrein-
nahmen finanziert. Hierzu werden die Ergebnisse der aktuellen Steuerschätzung 
vom 10. bis 12. Mai 2021 im Dritten Nachtrag berücksichtigt.
Die Aufstockung der Rücklage für Haushaltsrisiken sowie konkrete Corona-be-
dingte Mehrbedarfe werden ebenfalls durch Steuermehreinnahmen, aber auch 
durch eine zusätzliche Nettokreditaufnahme finanziert.
In der Folge wird das Finanzministerium ermächtigt, Schulden am Kreditmarkt in 
Höhe von insgesamt 3 693 206 200 Euro im Haushaltsjahr 2021 zur Deckung der 
vorgenannten Ausgaben aufzunehmen.
Das Grundgesetz ermächtigt gemäß Artikel 109 Absatz 3 dazu, Ausnahmen von 
dem Verbot der Neuverschuldung zu machen. Nach Artikel 84 Absatz 3 der Ver-
fassung des Landes Baden-Württemberg kann daher von dem grundsätzlichen 
Verschuldungsverbot der Schuldenbremse in bestimmten gesetzlich normierten 
Fällen abgewichen werden. Diese Ausnahmen wurden in Baden-Württemberg 
durch § 18 Absatz 4 und Absatz 6 Landeshaushaltsordnung für Baden-Würt-
temberg (LHO) konkret ausgestaltet. Die Nutzung einer Konjunkturbereinigung 
sowie die Möglichkeit eine Notlagen-Verschuldung bei Naturkatastrophen und 
außergewöhnlichen Notsituationen wurden dabei berücksichtigt.
Die Inanspruchnahme der Kreditermächtigung erfolgt in Abhängigkeit von der 
Gesamteinnahmesituation und den benötigten Ausgaben des Landes Baden-Würt-
temberg. Die Einnahmebasis im Vergleich zur Aufstellung des Urhaushaltes ist 
deutlich verringert. Diese kann über die Konjunkturkomponente gemäß § 18 Ab-
satz 4 LHO durch Kredite ausgeglichen werden. Darüber hinaus können damit 
wirtschaftspolitische Maßnahmen finanziert werden, die zur Abfederung der der-
zeitigen Rezession notwendig sind.
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Es ergibt sich folgende maximal zulässige Nettokreditaufnahme:

Vor diesem Hintergrund ergibt sich eine zulässige Nettokreditaufnahme im Haus-
haltsjahr 2021 in Höhe von 3.693 Mio. Euro. 
Der Neuberechnung der Konjunkturkomponente liegt die Frühjahrsprojektion 
der Bundesregierung vom 27. April 2021 zugrunde. Die Berechnungssystematik 
wurde im Vergleich zum Zweiten Nachtrag an die am 19. November 2020 geän-
derten Regelungen der Schuldenbremsenüberwachung angepasst (vgl. Änderung 
des Kompendiums des Stabilitätsrates vom 19. November 2020). Diese Änderung 
kann nun in Baden-Württemberg genutzt werden, sodass ein Gleichlauf der Be-
rechnung der Konjunkturkomponente zwischen ihrer Anpassung nach Aufstel-
lung des Urhaushalts und der Schuldenbremsenüberwachung gewährleistet wer-
den kann. § 18 Absatz 4 Satz 5 LHO bestimmt, dass bei Nachträgen zum Staats-
haushaltsplan ausschließlich die wirtschaftliche Entwicklung angepasst wird. Im 
Zweiten Nachtrag wurde technisch die ex ante Konjunkturkomponente aktuali-
siert, dieses wird nun auf die Berechnung einer vorläufigen ex post Konjunktur-
komponente umgestellt. Beide Berechnungsweisen erfüllen die Anforderungen 
der LHO, da jeweils ausschließlich eine Anpassung des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) vorgenommen wird. Die Berechnung einer vorläufigen ex post Konjunktur-
komponente erfolgt durch die Berücksichtigung der Veränderungsraten des BIP. 
Diese Methode führt dazu, dass BIP-Revisionen aktueller zugrunde gelegt werden 
können und damit eine etwas größere Nähe zu der tatsächlichen Entwicklung des 
BIP, vor allem bezüglich bereits abgeschlossener Jahre, erreicht werden kann.
Die Regelung des § 18 Absatz 6 LHO ermöglicht unter anderem bei Vorliegen 
einer Naturkatastrophe, die sich der Kontrolle des Landes entzieht und dessen 
Finanzlage erheblich beeinträchtigt, die Erhöhung der rechnerisch zulässigen 
Kreditaufnahme bzw. die Absenkung der rechnerisch bestehenden Tilgungsver-
pflichtung des Landes Baden-Württemberg (sog. Ausnahmekomponente). Das 
Vorliegen einer Naturkatastrophe wurde in dem Gesetz zur Feststellung einer 
Naturkatastrophe, der Höhe der Ausnahmekomponente und zur Festlegung eines 
Tilgungsplans nach § 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung für Baden-Würt-
temberg mit Gesetzesbeschluss des Landtags vom 19. März 2020 (GBl. S. 125) 
festgestellt. Diese besteht weiterhin fort und beeinträchtigt die Finanzlage des 
Landes direkt sowie in Folge erheblich, wodurch hohe Mehrbedarfe entstehen.
Die Kreditermächtigung auf Grundlage der Ausnahmekomponente wird aus-
schließlich zur Gegenfinanzierung von Corona-bedingten Maßnahmen eingesetzt. 
Die Höhe der Ausnahmekomponente soll mit der Änderung des Gesetzes zur 
Feststellung einer Naturkatastrophe, der Höhe der Ausnahmekomponente und zur 
Festlegung eines Tilgungsplans nach § 18 Absatz 6 Landeshaushaltsordnung für 
Baden-Württemberg beschlossen werden. 
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B. Einzelbegründung

Zu § 1

Absatz 1 stellt die Veränderung der Einnahmen und Ausgaben des Staatshaus-
haltsplans 2020/21 aufgrund der Corona-bedingten notwendigen Maßnahmen so-
wie weiterer finanzwirksamen Maßnahmen durch die Änderungen des StHG 2021 
fest. Aus Gründen der Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit erfolgt die Dar-
stellung in tabellarischer Form als Anlage. Neben den Einnahmen und Ausgaben 
sind auch Veränderungen bei Haushaltsvermerken und Erläuterungen aufgeführt.
In Absatz 2 wird das Haushaltsvolumen für das Haushaltsjahr 2021 in Einnahme 
und Ausgabe festgestellt.

Zu § 2

Absatz 1 stellt fest, dass die etatisierten Steuereinnahmen des Dritten Nachtrags-
haushalts auf der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021 beruhen.

Zu § 3

Die Regelung stellt Veränderungen bei den Personalstellen des Staatshaushalts-
plans 2021 durch die Änderungen des StHG 2021 fest. Die daraus resultierenden 
Änderungen auf der Ausgabenseite werden entsprechend im Betragsteil angepasst 
(siehe dazu § 1 dieses Gesetzes).
Der in Absatz 2 dargestellte Zugang der Stelle laufende Nr. 8 erfolgt gegen Weg-
fall der im Vollzug geschaffen Stelle lfd. Nr. 7 mit kw-Vermerk 1. Januar 2031 
für die Stärkung des öffentlichen Gesundheitsdienstes im Rahmen des Paktes für 
den ÖGD.
In Absatz 3 erfolgt der Zugang der Neustellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer lfd. Nummer 5 bis 7 gegen Wegfall der im Vollzug geschaffenen Stellen 
mit kw-Vermerk 1. Januar 2031 für die Stärkung des öffentlichen Gesundheits-
dienstes im Rahmen des Paktes für den ÖGD.

Zu § 4

In § 4 wird Höhe der Kreditermächtigungen des Finanzministeriums für das 
Haushaltsjahr 2021 durch Anpassung der Konjunkturkomponente gemäß § 18 
Absatz 4 LHO und Festlegung der Ausnahmekomponente nach § 18 Absatz 6 
LHO festgestellt.

Zu § 5

In Absatz 1 wird die Garantieermächtigung zu Gunsten der landeseigene Schienen-
fahrzeuge Baden‐Württemberg AöR (SFBW) erhöht. Insbesondere für die Beschaf-
fung von 130 neuen Doppelstockfahrzeugen im E‐Netz Stuttgart – Bodensee durch 
die SFBW liegen die jetzt zu erwartenden Investitionskosten höher als zu Beginn 
der Fahrzeugausschreibung. Dies liegt vor allem an den erheblichen Steigerungen 
bei den Anforderungen in Fahrdynamik, Bremsvermögen, Energieverbrauch und 
Druckdichtigkeit. Daraus ergibt sich ein deutlich höherer konstruktiver Mehrauf-
wand als bislang geplant. Der voraussichtliche Investitionsbedarf und damit auch 
die Höhe der erforderlichen Garantieermächtigung des Landes kann insoweit nicht 
mit dem bisherigen Kapitaldienstgarantierahmen abgedeckt werden. Eine höhere 
Garantieermächtigung für das Jahr 2022 stellt keine Lösung dar, weil das Vergabe-
verfahren nicht aufgehoben werden soll. Vielmehr wird damit gerechnet, das Ver-
gabeverfahren noch im Jahr 2021 zum Abschluss zu bringen.
In Absatz 2 wird der Aufgabenübergang für das Bau- und Wohnungswesen vom 
ehemaligen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau auf das neue 
Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen nachvollzogen und die Zustän-
digkeit im Rahmen des Förderprogramms Wohnungsbau neu geregelt.
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Zu § 6

In Absatz 1 wird Kap. 0707 Titel 534 01 aus der Deckungsfähigkeit des Budgets 
nach § 6 Absatz 1 StHG 2020/21 ausgenommen. Der Titel wurde im Zweiten 
Nachtrag neu geschaffen und ist durch Vermerk gegenseitig deckungsfähig mit 
Kap. 0707 Titel 686 01; dieser ist nicht Teil des Budgets nach § 6 Absatz 1 StHG 
2020/21. Weiterhin wird Kap. 1803 Tit. 547 75 und Kap. 1806 Tit. 534 75 aus der 
Deckungsfähigkeit des § 6 Absatz 1 StHG 2020/21 ausgenommen, da in diesem 
umfängliche, in sich abgeschlossene Einzelprojekte veranschlagt sind, welche 
nicht zur dezentralen Budgetierung geeignet sind. 
Die Anpassung in Absatz 2 ist erforderlich, um das im Rahmen der Regierungs-
bildung neu geschaffene Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen mit dem 
neuen Einzelplan 18 in die dezentrale Finanzverantwortung nach § 6 Absatz 1 Nr. 4 
und 5 StHG 2020/21 einzubeziehen.
Die in § 6 Absatz 3 geregelte automatische Inabgangstellung von weiteren 10 Pro-
zent der Ausgabereste nach § 6 StHG 2020/21 dient der Reduzierung des kontinu-
ierlichen Anstiegs der Ausgabereste und folgt den Empfehlungen des Rechnungs-
hofs Baden-Württemberg.
Durch § 6 Absatz 4 wird die Landesregierung ermächtigt, eine Vereinbarung zur 
Umsetzung der Maßnahmen des Aktionsprogramms „Aufholen nach Corona für 
Kinder und Jugendliche“ für die Jahre 2021 und 2022 zwischen Bund und Län-
dern zu schließen. Ziel des Aktionsprogramms des Bundes für die Jahre 2021 und 
2022 ist sowohl die individuelle und zielorientierte Unterstützung aller Schüle-
rinnen und Schüler bei der Bewältigung pandemiebedingter Lernrückstände in 
Kernfächern auf der Basis festgestellter Lernrückstände als auch die Förderung 
von Kernkompetenzen. Die Initiative soll trägerneutral und schulformunabhängig 
umgesetzt werden und zwar sowohl im allgemeinbildenden als auch berufsbilden-
den Bereich. 

Zu § 7

Die Norm regelt das Inkrafttreten.
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	für das Haushaltsjahr 2021
	§ 1
	(1) Der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Württemberg für das Haushaltsjahr 2021 (Anlage zum Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 – Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21 – vom 18. Dezember 2019, GBl. S. 596) in der Fassung des Gesetzes über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 vom 14. Oktober 2020 (GBl. S. 868) wird nach Maßgabe der diesem Gesetz al
	-
	-
	-
	-
	-

	(2) Unter Berücksichtigung der Änderungen nach Absatz 1 wird der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Württemberg für das Haushaltsjahr 2021 in Einnahme und Ausgabe auf 54 658 186 100 Euro festgestellt.
	-

	§ 2
	In der Vorbemerkung zu Kapitel 1201 werden die Wörter „8. bis 10. September 2020“ durch die Wörter „10. bis 12. Mai 2021“ ersetzt. 
	 

	§ 3
	(1) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden Planstellen für Beamtinnen und Beamte wie folgt geschaffen: 
	-

	(2) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden Vermerke bei Planstellen für Beamtinnen und Beamte wie folgt geändert oder eingefügt: 
	(3) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie folgt geschaffen:
	(4) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden Vermerke bei Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wie folgt geändert:
	-

	§ 4
	In § 4 Absatz 1 Satz 1 StHG 2020/21 wird die Angabe „2 495 965 400 Euro“ durch die Angabe „3 693 206 200 Euro“ ersetzt.
	§ 5
	(1) In § 5 Absatz 3 Satz 1 StHG 2020/21 wird die Angabe „3 000 000 000 Euro“ durch die Angabe „3 527 000 000 Euro“ ersetzt.
	(2) In § 5 Absatz 7 Satz 1 StHG 2020/21 wird das Wort „Wirtschaftsministerium“ durch die Wörter „Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen“ ersetzt.
	-

	§ 6
	(1) In § 6 Absatz 1 Satz 2 StHG 2020/21 werden nach den Wörtern „Kapitel 0607 Titelgruppen 73, 74 und 75,“ die Wörter „Kapitel 0707 Titel 534 01,“ und nach den Wörtern „Kapitel 1303 Titelgruppe 78“ die Wörter „ , Kapitel 1803 Titel 547 75 und Kapitel 1806 Titel 534 75“ eingefügt.
	-

	(2) In § 6 Absatz 1 Satz 1 Ziffern 4 und 5 StHG 2020/21 wird jeweils die Angabe „und 16“ durch die Angabe „ ,16 und 18“ ersetzt.
	 

	(3) In § 6 Absatz 2 StHG 2020/21 wird nach Satz 3 folgender Satz eingefügt: 
	-

	„Für die Ausgabereste aus dem Haushaltsjahr 2021 gilt dies mit der Maßgabe, dass diese bis zu einem Betrag von 40 Prozent der Haushaltsansätze der Ausgabentitel nicht in Abgang gestellt werden.“
	(4) § 6 StHG wird folgender Absatz 10 angefügt:
	„Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Umsetzung der Maßnahmen des Aktionsprogramms ‚Aufholen nach Corona für Kinder und Jugendliche für die Jahre 2021 und 2022‘ eine Vereinbarung zwischen Bund und Ländern zu schließen.“
	-

	§ 7
	Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft.
	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	Der Nachtragshaushalt ist stark geprägt von den Auswirkungen der weiter anhaltenden Coronavirus-Pandemie. Diese stellt nach wie vor eine der größten Herausforderungen für die Bevölkerung, die Wirtschaft und den Staat in der Geschichte des Landes Baden-Württemberg dar. 
	-
	-

	Durch eine Vielzahl bereits realisierter Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie konnten die Infektionszahlen begrenzt und der Gesundheitsschutz der Gesellschaft gewährleistet werden. Zum Schutz der Bevölkerung und zur Abfederung der Auswirkungen der Pandemie in nahezu allen Bereichen des wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und öffentlichen Lebens müssen jedoch zwingend weiterhin staatliche Maßnahmen ergriffen werden. Daher ist es erforderlich, zusätzliche haushalterische Vorkehrungen zu treffen, damit sowoh
	-
	-
	-
	-

	Vor diesem Hintergrund werden mit dem Dritten Nachtragshaushalt die bereits bestehenden haushalterischen Rahmenbedingungen erweitert:
	Bei der bestehenden Rücklage für Haushaltsrisiken wurden bereits durch die bisherigen Nachtragshaushalte 2020/21 die Zuführungen erhöht und entsprechende Entnahmemöglichkeiten geschaffen, um notwendige Maßnahmen zur Bekämpfung der Coronavirus-Pandemie und deren Folgen finanzieren zu können. Die verfügbaren, nicht konkret gebundenen Rücklagemittel wurden dadurch deutlich dezimiert. Im Rahmen des Dritten Nachtragshaushalts ist es deshalb notwendig, die Vorsorge in der Rücklage erneut zu erhöhen, um den nach w
	-
	-
	-

	Zu den ergriffenen Maßnahmen gehört beispielsweise die Test- und Impfstrategie. Diese muss erneut angepasst werden, um entsprechend des Infektionsgeschehens die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen und die Möglichkeit einer hohen Impfquote und gegebenenfalls auch zusätzlich erforderliche dritte Auffrischungsimpfungen gewährleisten zu können. Daneben ist auch die Fortsetzung geeigneter Stützungsmaßnahmen für die Wirtschaft erforderlich. Die Kommunen des Landes sind durch die Auswirkungen und Folgen der Cor
	-
	-
	-

	Weiterhin wird insbesondere für die Mitfinanzierung von durch den Bund teilfinanzierten und im Rahmen von wettbewerblichen Verfahren ausgeschriebenen Projekten im Zusammenhang mit der Erforschung, Entwicklung und Produktion alternativer Antriebe Vorsorge getroffen.
	-

	Insgesamt erfolgt daher eine Erhöhung der Zuführung an die Rücklage für Haushaltsrisiken in Höhe von 1.640 Mio. Euro.
	-

	Darüber hinaus werden mit dem Dritten Nachtragshaushalt weitere konkrete Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen der Coronavirus-Pandemie in den Facheinzelplänen etatisiert. Dazu zählen beispielsweise Unterstützungsleistungen im Schul- und Hochschulbereich sowie Maßnahmen zur Stärkung der Innenstädte und der Kulturbranche. Durch die Schließung von Betreuungseinrichtungen und Schulen sind Lerndefizite sowie Defizite bei der sozialen Kompetenzentwicklung entstanden, die auch durch den angebotenen Fernunterricht 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Daneben wird die Regierungsneubildung – soweit nicht im Haushaltsvollzug möglich – im Dritten Nachtrag haushalterisch abgebildet. Hierunter fallen insbesondere die Personalausstattung und sonstige Bedarfe des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen, welches im neu geschaffenen Einzelplan 18 geführt wird. Darüber hinaus sind aufgrund der Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche zusätzliche Bedarfe entstanden. Ergänzend werden sonstige zwingend erforderliche unaufschiebbare Maßnahmen mit dem Dritten Nachtrag
	-
	-
	-

	Die aufgrund der Regierungsneubildung entstandenen Mehrbedarfe werden durch Einsparungen infolge der Erhöhung der Globalen Minderausgabe finanziert, sodass dem Landeshaushalt im Saldo keine zusätzlichen Belastungen entstehen. Die sonstigen Mehrbedarfe werden vor allem aus den zu erwartenden Steuermehreinnahmen finanziert. Hierzu werden die Ergebnisse der aktuellen Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021 im Dritten Nachtrag berücksichtigt.
	-
	-

	Die Aufstockung der Rücklage für Haushaltsrisiken sowie konkrete Corona-bedingte Mehrbedarfe werden ebenfalls durch Steuermehreinnahmen, aber auch durch eine zusätzliche Nettokreditaufnahme finanziert.
	-

	In der Folge wird das Finanzministerium ermächtigt, Schulden am Kreditmarkt in Höhe von insgesamt 3 693 206 200 Euro im Haushaltsjahr 2021 zur Deckung der vorgenannten Ausgaben aufzunehmen.
	Das Grundgesetz ermächtigt gemäß Artikel 109 Absatz 3 dazu, Ausnahmen von dem Verbot der Neuverschuldung zu machen. Nach Artikel 84 Absatz 3 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg kann daher von dem grundsätzlichen Verschuldungsverbot der Schuldenbremse in bestimmten gesetzlich normierten Fällen abgewichen werden. Diese Ausnahmen wurden in Baden-Württemberg durch § 18 Absatz 4 und Absatz 6 Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg (LHO) konkret ausgestaltet. Die Nutzung einer Konjunkturbereinigung s
	-
	-

	Die Inanspruchnahme der Kreditermächtigung erfolgt in Abhängigkeit von der Gesamteinnahmesituation und den benötigten Ausgaben des Landes Baden-Württemberg. Die Einnahmebasis im Vergleich zur Aufstellung des Urhaushaltes ist deutlich verringert. Diese kann über die Konjunkturkomponente gemäß § 18 Absatz 4 LHO durch Kredite ausgeglichen werden. Darüber hinaus können damit wirtschaftspolitische Maßnahmen finanziert werden, die zur Abfederung der derzeitigen Rezession notwendig sind.
	-
	-
	-

	Es ergibt sich folgende maximal zulässige Nettokreditaufnahme:
	Vor diesem Hintergrund ergibt sich eine zulässige Nettokreditaufnahme im Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 3.693 Mio. Euro. 
	-

	Der Neuberechnung der Konjunkturkomponente liegt die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung vom 27. April 2021 zugrunde. Die Berechnungssystematik wurde im Vergleich zum Zweiten Nachtrag an die am 19. November 2020 geänderten Regelungen der Schuldenbremsenüberwachung angepasst (vgl. Änderung des Kompendiums des Stabilitätsrates vom 19. November 2020). Diese Änderung kann nun in Baden-Württemberg genutzt werden, sodass ein Gleichlauf der Berechnung der Konjunkturkomponente zwischen ihrer Anpassung nach Aufs
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Die Regelung des § 18 Absatz 6 LHO ermöglicht unter anderem bei Vorliegen einer Naturkatastrophe, die sich der Kontrolle des Landes entzieht und dessen Finanzlage erheblich beeinträchtigt, die Erhöhung der rechnerisch zulässigen Kreditaufnahme bzw. die Absenkung der rechnerisch bestehenden Tilgungsverpflichtung des Landes Baden-Württemberg (sog. Ausnahmekomponente). Das Vorliegen einer Naturkatastrophe wurde in dem Gesetz zur Feststellung einer Naturkatastrophe, der Höhe der Ausnahmekomponente und zur Festl
	-
	-

	Die Kreditermächtigung auf Grundlage der Ausnahmekomponente wird ausschließlich zur Gegenfinanzierung von Corona-bedingten Maßnahmen eingesetzt. Die Höhe der Ausnahmekomponente soll mit der Änderung des Gesetzes zur Feststellung einer Naturkatastrophe, der Höhe der Ausnahmekomponente und zur Festlegung eines Tilgungsplans nach § 18 Absatz 6 Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg beschlossen werden. 
	-

	B. Einzelbegründung
	Zu § 1
	Absatz 1 stellt die Veränderung der Einnahmen und Ausgaben des Staatshaushaltsplans 2020/21 aufgrund der Corona-bedingten notwendigen Maßnahmen sowie weiterer finanzwirksamen Maßnahmen durch die Änderungen des StHG 2021 fest. Aus Gründen der Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit erfolgt die Darstellung in tabellarischer Form als Anlage. Neben den Einnahmen und Ausgaben sind auch Veränderungen bei Haushaltsvermerken und Erläuterungen aufgeführt.
	-
	-
	-

	In Absatz 2 wird das Haushaltsvolumen für das Haushaltsjahr 2021 in Einnahme und Ausgabe festgestellt.
	Zu § 2
	Absatz 1 stellt fest, dass die etatisierten Steuereinnahmen des Dritten Nachtragshaushalts auf der Steuerschätzung vom 10. bis 12. Mai 2021 beruhen.
	-

	Zu § 3
	Die Regelung stellt Veränderungen bei den Personalstellen des Staatshaushaltsplans 2021 durch die Änderungen des StHG 2021 fest. Die daraus resultierenden Änderungen auf der Ausgabenseite werden entsprechend im Betragsteil angepasst (siehe dazu § 1 dieses Gesetzes).
	-

	Der in Absatz 2 dargestellte Zugang der Stelle laufende Nr. 8 erfolgt gegen Wegfall der im Vollzug geschaffen Stelle lfd. Nr. 7 mit kw-Vermerk 1. Januar 2031 für die Stärkung des öffentlichen Gesundheitsdienstes im Rahmen des Paktes für den ÖGD.
	-

	In Absatz 3 erfolgt der Zugang der Neustellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer lfd. Nummer 5 bis 7 gegen Wegfall der im Vollzug geschaffenen Stellen mit kw-Vermerk 1. Januar 2031 für die Stärkung des öffentlichen Gesundheitsdienstes im Rahmen des Paktes für den ÖGD.
	-
	-

	Zu § 4
	In § 4 wird Höhe der Kreditermächtigungen des Finanzministeriums für das Haushaltsjahr 2021 durch Anpassung der Konjunkturkomponente gemäß § 18 Absatz 4 LHO und Festlegung der Ausnahmekomponente nach § 18 Absatz 6 LHO festgestellt.
	Zu § 5
	In Absatz 1 wird die Garantieermächtigung zu Gunsten der landeseigene Schienenfahrzeuge Baden‐Württemberg AöR (SFBW) erhöht. Insbesondere für die Beschaffung von 130 neuen Doppelstockfahrzeugen im E‐Netz Stuttgart – Bodensee durch die SFBW liegen die jetzt zu erwartenden Investitionskosten höher als zu Beginn der Fahrzeugausschreibung. Dies liegt vor allem an den erheblichen Steigerungen bei den Anforderungen in Fahrdynamik, Bremsvermögen, Energieverbrauch und Druckdichtigkeit. Daraus ergibt sich ein deutli
	-
	-
	-
	-
	-

	In Absatz 2 wird der Aufgabenübergang für das Bau- und Wohnungswesen vom ehemaligen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau auf das neue Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen nachvollzogen und die Zuständigkeit im Rahmen des Förderprogramms Wohnungsbau neu geregelt.
	-

	Zu § 6
	In Absatz 1 wird Kap. 0707 Titel 534 01 aus der Deckungsfähigkeit des Budgets nach § 6 Absatz 1 StHG 2020/21 ausgenommen. Der Titel wurde im Zweiten Nachtrag neu geschaffen und ist durch Vermerk gegenseitig deckungsfähig mit Kap. 0707 Titel 686 01; dieser ist nicht Teil des Budgets nach § 6 Absatz 1 StHG 2020/21. Weiterhin wird Kap. 1803 Tit. 547 75 und Kap. 1806 Tit. 534 75 aus der Deckungsfähigkeit des § 6 Absatz 1 StHG 2020/21 ausgenommen, da in diesem umfängliche, in sich abgeschlossene Einzelprojekte v
	Die Anpassung in Absatz 2 ist erforderlich, um das im Rahmen der Regierungsbildung neu geschaffene Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen mit dem neuen Einzelplan 18 in die dezentrale Finanzverantwortung nach § 6 Absatz 1 Nr. 4 und 5 StHG 2020/21 einzubeziehen.
	-

	Die in § 6 Absatz 3 geregelte automatische Inabgangstellung von weiteren 10 Prozent der Ausgabereste nach § 6 StHG 2020/21 dient der Reduzierung des kontinuierlichen Anstiegs der Ausgabereste und folgt den Empfehlungen des Rechnungshofs Baden-Württemberg.
	-
	-
	-

	Durch § 6 Absatz 4 wird die Landesregierung ermächtigt, eine Vereinbarung zur Umsetzung der Maßnahmen des Aktionsprogramms „Aufholen nach Corona für Kinder und Jugendliche“ für die Jahre 2021 und 2022 zwischen Bund und Ländern zu schließen. Ziel des Aktionsprogramms des Bundes für die Jahre 2021 und 2022 ist sowohl die individuelle und zielorientierte Unterstützung aller Schülerinnen und Schüler bei der Bewältigung pandemiebedingter Lernrückstände in Kernfächern auf der Basis festgestellter Lernrückstände a
	-
	-
	-

	Zu § 7
	Die Norm regelt das Inkrafttreten.

	1
	1

	Eingegangen: 7.7.2021 / Ausgegeben: 9.7.2021
	Eingegangen: 7.7.2021 / Ausgegeben: 9.7.2021
	Eingegangen: 7.7.2021 / Ausgegeben: 9.7.2021


	Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich
	Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich
	Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich
	-
	net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.


	Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
	Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
	Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet

	abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
	abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente


	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure
	Figure




